
 

 

 

DEPARTEMENT  
GESUNDHEIT UND SOZIALES 
 

 

 

GESUNDHEITSPOLITISCHE GESAMTPLANUNG (GGPL) 2025 

Fragebogen zur Anhörung vom 2. Juli bis 2. Oktober 2015 

 

Kategorie 

 Gemeinde / Gemeindeverband  Leistungserbringer /  
Leistungserbringerverband 

 Politische Partei  Regionalplanungsverband 

 Krankenversicherer  andere 

Name/Organisation  

Kontaktperson  

Kontraktadresse  

PLZ, Ort  

Telefon  

E-Mail  

 

Sehr geehrte Anhörungsteilnehmende 
 
Mit dem vorliegenden Fragebogen erhalten Sie die Möglichkeit, sich zum strategischen Teil der Ge-
sundheitspolitischen Gesamtplanung (GGpl) 2025 zu äussern. Hierfür steht Ihnen der Anhörungsbe-
richt mit Herleitung, Grundlagen, Umsetzung und Auswirkungen der Zielsetzungen und Strategien 
der GGpl 2025 zur Verfügung. Den vorliegenden Fragebogen sowie den Anhörungsbericht und die 
Liste der Anhörungsadressaten finden Sie im Internet unter www.ag.ch/vernehmlassungen. 

Bitte füllen Sie den Fragebogen elektronisch aus und übermitteln Sie uns Ihre Antworten per 
E-Mail an ggpl2025@ag.ch. Endtermin ist der 2. Oktober 2015. 

Für inhaltliche Rückfragen wenden Sie sich bitte an Frau Susanne Gedamke, Projektleiterin GGpl 
2025, Departement Gesundheit und Soziales, E-Mail: susanne.gedamke@ag.ch, Tel. Nr. 062 835 49 
22. 
 
Für Ihre Mitwirkung danken wir Ihnen bestens. 
Departement Gesundheit und Soziales 
  

http://www.ag.ch/vernehmlassungen
mailto:ggpl2025@ag.ch
mailto:susanne.gedamke@ag.ch
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1. Übergeordnete Zielsetzung 

 
Befähigungszielsetzung 

Die Menschen im Kanton Aargau sind zu einem eigenverantwortlichen Umgang mit der eigenen Ge-
sundheit befähigt, indem Rahmenbedingungen für mehr Gesundheitskompetenz, gesundheitsförder-
liches und präventives Verhalten sowie Kostensensibilität bei Versorgungsleistungen bestehen. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Versorgungszielsetzung 

Der Bevölkerung im Kanton Aargau stehen bedarfsgerechte Versorgungsangebote zur Verfügung. 
Die Versorgungsleistungen werden kostengünstig und in der notwendigen Qualität erbracht. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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Finanzierungszielsetzung 

Die langfristige Finanzierbarkeit des aargauischen Gesundheitswesens ist im Interesse der Leis-
tungsbezüger, Prämien- und Steuerzahler gesichert. Dabei wird die volkswirtschaftliche Bedeutung 
des Gesundheitswesens berücksichtigt. Die Steuerungsmöglichkeiten des Kantons zur Kostendämp-
fung werden ausgeschöpft. Im Rahmen der Aufgaben- und Finanzplanung ist gewährleistet, dass die 
Erfüllung anderer Staatsaufgaben nicht gefährdet wird. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Strategien und strategische Schwerpunkte 

 
Strategie 1: Integrierte Versorgung und digitale Vernetzung 

Alle Partner im Aargauer Gesundheitswesen (Leistungserbringer, Kostenträger, Versicherte/Pa-
tienten) sind miteinander vernetzt und die Behandlungs- und Betreuungsprozesse integriert. Zur 
Gestaltung, Unterstützung und Vernetzung dieser Prozesse werden gezielt elektronische Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien eingesetzt. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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Strategische Schwerpunkte: 
 
1.1 Integration und Interprofessionalität 
Im Kanton Aargau bestehen Rahmenbedingungen, die sektorenübergreifende Versorgungsmodelle 
begünstigen (ambulant, aufsuchend, tagesklinisch, stationär). Die Versorgung innerhalb dieser Mo-
delle erfolgt durch interprofessionelle Behandlungsteams, die dafür elektronische Informations- und 
Kommunikationstechnologien nutzen. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
1.2 Neue Versorgungsmodelle 
Im Kanton Aargau wird die Entwicklung und Umsetzung neuer Versorgungsmodelle ermöglicht. Zur 
Erweiterung kantonaler Gestaltungskompetenzen wird die gesetzliche Grundlage geschaffen, die es 
dem Regierungsrat erlaubt, möglichst flexibel Pilotprojekte zur Erprobung neuer Versorgungsmodelle 
zu realisieren. Im Rahmen solcher Pilotprojekte werden Bedarf, Kosten und Nutzen neuer Versor-
gungsmodelle eruiert mit dem Ziel, dem aktuellen Bedarf gerechter zu werden und langfristig kosten-
günstigere Leistungen anzubieten. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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1.3 Elektronisches Patientendossier 
Im Kanton Aargau bestehen Rahmenbedingungen, die den elektronischen Austausch von Patienten- 
und Behandlungsdaten zwischen allen Partnern der Gesundheitsversorgung begünstigen (Leis-
tungserbringer, Kostenträger, Versicherte/Patienten, Bildung). Die Technologien werden so einge-
setzt, dass die Vernetzung der Akteure im Gesundheitswesen verbessert wird und dass die Prozes-
se qualitativ besser, sicherer und effizienter sind. 
Die Mehrheit der Menschen im Kanton Aargau verfügt über ein elektronisches Patientendossier und 
nutzt es eigenverantwortlich zur Selbstsorge und im Krankheitsfall. Sie sind aktiv an den Entschei-
dungen in Bezug auf ihr Gesundheitsverhalten und ihre Gesundheitsprobleme beteiligt und stärken 
damit ihre Gesundheitskompetenz. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
Strategie 2: Fachpersonal 

Im Kanton Aargau steht ausreichend qualifiziertes Fachpersonal für eine bedarfsgerechte Versor-
gung der Bevölkerung zur Verfügung. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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Strategische Schwerpunkte: 
 
2.1 Ausweitung der Ausbildungsverpflichtung auf weitere Institutionen 
Die bereits bestehende Ausbildungsverpflichtung wird auf weitere Institutionen und Berufsgruppen 
ausgeweitet, um langfristig genügend Ausbildungsplätze gewährleisten zu können. Denkbar wäre 
hier die Ausbildungsverpflichtung für niedergelassene Leistungserbringer im ambulanten Versor-
gungssektor (beispielsweise ambulante Tageskliniken, die nicht auf der Spitalliste sind). 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2 Verweildauer, Erhaltung und Wiedereingliederung 
Die von der Ausbildungsverpflichtung betroffenen Betriebe erhalten Bonusleistungen, wenn sie  Kon-
zepte für die Optimierung der Berufsverweildauer, die Erhaltung von Personal im Arbeitsprozess 
und/oder die Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess entwickeln. Die Realisierung der entspre-
chenden Bonusleistungen erfolgt im Rahmen des bereits im Gesundheitsgesetz verankerten Bonus-
Malus-Systems. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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2.3 Rahmenbedingungen für interprofessionelle Arbeitsteilung 
Im Kanton Aargau bestehen Rahmenbedingungen, welche die Kompetenzdelegation vom ärztlichen 
Personal an andere Berufsgruppen (zum Beispiel die Apothekerschaft, medizinische Praxisassisten-
ten oder Pflegepersonal) ermöglicht. Eine entsprechende gesetzliche Grundlage ist über die Pilot-
norm denkbar.  
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4 Förderung ärztlicher Ausbildung 
Die ärztliche Ausbildung wird mit entsprechenden Massnahmen gefördert, um die Absolventenzahl 
zu erhöhen und damit die medizinische Versorgung im Kanton Aargau langfristig sicherstellen zu 
können. So kann in Kooperation zwischen einer medizinischen Fakultät und einem Spital ein medizi-
nisches Masterstudium im Kanton Aargau etabliert werden. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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Strategie 3: Ambulante Akutversorgung 

Die ambulante Grundversorgung im Kanton Aargau ist sichergestellt. Die angewendeten Versor-
gungsmodelle entsprechen dem aktuellen Bedarf und fördern die Nutzung ambulanter Angebote. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strategische Schwerpunkte: 
 
3.1 Zulassung / Einschränkung von Leistungsanbietern  
Der Kanton Aargau prüft im Rahmen der bundesrechtlichen Vorgaben Instrumente zur Zulassung 
und Einschränkung von Leistungsanbietern, falls es im ambulanten Sektor zu Über- oder Unterver-
sorgung kommt. Bei Überversorgung kann der Kanton dementsprechend die Zulassung von Leis-
tungserbringern für ein medizinisches Fachgebiet oder eine Region einschränken. Bei einer Unter-
versorgung kann der Kanton die betroffene Region mit Beratung oder der Bereitstellung von 
Datenmaterial unterstützen. In der ambulanten Grundversorgung wird zudem auf bewährte Mittel zur 
Unterstützung der ärztlichen Weiterbildung gesetzt. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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3.2 Bedarfsgerechte Versorgungsmodelle  
Um langfristig ein ausgewogenes Angebot im ambulanten Versorgungssektor zu gewährleisten, wer-
den neue, integrierte Versorgungsformen entwickelt und erprobt. Die Erprobung und Weiterentwick-
lung derartiger Versorgungsmodelle wird von den Partnern im Gesundheitswesen (Leistungserbrin-
ger, Berufsverbände, Aus- und Weiterbildungsinstitutionen, Tarifpartner) durchgeführt. Wie bereits 
auf Basis von Strategie 1 (Integrierte Versorgung und digitale Vernetzung) beschrieben, ist für die 
Umsetzung neuer Versorgungsmodelle ebenfalls die Schaffung einer Pilotnorm denkbar. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 
 

Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strategie 4: Rettungswesen 

In medizinischen Akutsituationen werden schnelle und professionelle Rettung und Transport gewähr-
leistet. Die Rettungsversorgung im Kanton Aargau orientiert sich an anerkannten Qualitätskriterien. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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Strategische Schwerpunkte: 
 
4.1 Orientierung an den Kriterien des Interverbands für Rettungswesen (IVR) 
Qualitätskriterien zum Rettungswesen bestehen heute in Form der Richtlinien des IVR. Diese gelten 
schweizweit und dienen als Grundlage der strategischen Ausrichtung, wobei ebenfalls Wirtschaftlich-
keitsüberlegungen und jenen zu Personalressourcen Rechnung zu tragen ist. Bei Bedarf kann der 
Kanton abweichend von den IVR-Vorgaben eigene Grundsätze festlegen. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.2 Verpflichtung der akutsomatischen Spitäler auf der Spitalliste  
Um die bisher fehlende Rechtsverbindlichkeit sicherzustellen, wird eine gesetzliche Basis geschaf-
fen, die langfristig die präklinische Versorgung der Bevölkerung gewährleistet. Auf dieser Basis wer-
den akutsomatische Spitäler mit Leistungsauftrag dazu verpflichtet, einen Rettungsdienst zu betrei-
ben. Nicht jedes Spital muss jedoch einen eigenen Rettungsdienst mobilisieren: Unter Einbezug 
privater Rettungsdienste werden die Spitäler dazu angehalten, sich zu einem Pool zusammenzu-
schliessen, um die rettungsdienstliche Versorgung gemeinsam sicherzustellen.  
Nebst der aufsichtsrechtlichen Bewilligungspflicht erhält der Kanton zudem subsidiär die Kompetenz, 
die bedarfsgerechte Planung vorzunehmen, falls die rettungsdienstliche Versorgung durch die Spitä-
ler gemäss Vorgaben des IVR oder kantonseigener Vorgaben nicht gewährleistet ist. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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4.3 Einführung eines Notarztsystems 
Um eine dem aktuellen medizinischen Standard entsprechende präklinische Versorgung im Kanton 
Aargau zu gewährleisten, sind die akutsomatischen Spitäler auf der Spitalliste gesetzlich dazu ver-
pflichtet, ein flächen- sowie kostendeckendes Notarztsystem zu betreiben. Damit wird sichergestellt, 
dass die präklinische den gleichen Qualitätsansprüchen wie die klinische Versorgung genügt und 
zahlreichen anderen Kantonen entspricht. 
Um die akutsomatischen Spitäler auf der Spitalliste verpflichten zu können, einen Rettungsdienst mit 
Notarztsystem zu betreiben, müssen die nötigen gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden. Die 
Kosten sowohl der Rettungsdienste als auch der Notärzte müssen durch Tarife, die mit den Versi-
cherern auszuhandeln sind, gedeckt werden.1 Um den Kriterien der Wirtschaftlichkeit zu genügen 
und entsprechende Personalressourcen aufzubieten, muss nicht zwingend jeder Rettungsdienst 
einen eigenen Notarzt  aufbieten. Wie bereits bei der Organisation der rettungsdienstlichen Versor-
gung angedacht, werden ebenfalls gemeinsame Lösungen gefordert, die auf optimalen Standorten 
basieren, so dass der ganze Kanton innert nützlicher Frist versorgt ist. Auch die Finanzierung des 
Notarztsystems ist mittels Poollösung denkbar. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                      
 
1 Eine solche Lösung entspricht derjenigen des Kantons St. Gallen. 
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Strategie 5: Palliative Care 

Der Kanton Aargau verfügt über ein bedarfsgerechtes und kostengünstiges Angebot an Palliative 
Care Leistungen in der Grundversorgung und in der spezialisierten Versorgung. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strategische Schwerpunkte: 
 
5.1 Mobile Palliativdienste 
Ein bedarfsgerechtes und kostengünstiges Angebot an Palliative Care Leistungen in der Grundver-
sorgung und in der spezialisierten Versorgung kann über die Etablierung mobiler Palliativdienste 
gewährleistet werden. Mobile Palliativdienste kommen hauptsächlich zum Einsatz, um die Betreuen-
den der Grundversorgung bei der Behandlung und Betreuung von Patientinnen und Patienten zu 
Hause oder im Pflegeheim zu unterstützen. Die Teams sind beratend und anleitend tätig und bieten 
ihre Erfahrung in Palliative Care auf dem Niveau der spezialisierten Palliativversorgung an. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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5.2 Aus- und Weiterbildung 
Eine bedarfsgerechte Versorgung mit Palliative Care Angeboten wird auf der Basis adäquater Aus- 
und Weiterbildungsangebote zu Palliative Care realisiert. Die Verbreiterung der spezifischen Fach-
kompetenz zu Palliative Care über Weiterbildungen für Pflegefachpersonen, Ärzte und Freiwillige 
wird gefördert. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.3 Sensibilisierung und Beratung 
Für die Etablierung bedarfsgerechter und kostengünstiger Versorgungsstrukturen ist eine entspre-
chende Sensibilisierung der Bevölkerung für die Palliative Care Thematik sowie die Beratung von 
Betroffenen und Interessierten notwendig. Auch bei Institutionen, Organisationen und Gemeinden 
besteht häufig der Bedarf nach Beratung, Vermittlung und der Organisation von Aus- und Fortbildun-
gen mit interdisziplinärem Fokus. Für derartige Aktivitäten ist die Schaffung einer zentralen Anlauf-
stelle für Bevölkerung und Fachpersonen sinnvoll. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 14 von 20 
 

 

Strategie 6: Akutsomatik, Psychiatrie, Rehabilitation 

Im Kanton Aargau bestehen in der akutstationären Versorgungslandschaft wettbewerbsnahe Rah-
menbedingungen. Die Spitalplanung gewährleistet  ein bedarfsgerechtes und kostengünstiges Ver-
sorgungsangebot. Über die Spitalliste werden in spezialisierten und hochspezialisierten Fachgebie-
ten Leistungen konzentriert angeboten, um unangemessene Mengenausweitungen, 
Qualitätseinbussen und Fragmentierungen zu vermeiden. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
Strategische Schwerpunkte: 
 
6.1 Spitalliste / Listenverfahren 
Der Kanton legt im Rahmen der Versorgungsplanung fest, welche Leistungen zur Grundversorgung 
und welche zur spezialisierten Versorgung gehören. Für eine möglichst bedarfsgerechte und kosten-
günstige Versorgungslandschaft in den Bereichen Akutsomatik, Psychiatrie und Rehabilitation wer-
den inner- und ausserkantonale Leistungserbringer über Einladungs- und Ausschreibungsverfahren 
eruiert. Die konkrete Vergabe der Leistungsaufträge für ein bestimmtes Angebot erfolgt unter Be-
rücksichtigung der Wirtschaftlichkeit und Qualität des Leistungserbringers. Bei der Auswahl der Leis-
tungserbringer in einem Bewerbungsverfahren kann der Kanton bewusst die Leistungserbringer be-
rücksichtigen, welche kostengünstig und in der notwendigen Qualität arbeiten. Mit einer 
sachgerechten Spitalplanung kann eine bedarfsgerechte Versorgung sichergestellt werden, ohne 
dass die Qualität infolge Fragmentierung oder zu wenig Fallzahlen leidet oder die Kosten infolge 
unangemessener Mengenausweitung steigen.   
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 
 

Bemerkungen: 
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6.2 Kosten- und Leistungscontrolling 
In der Akutsomatik, Psychiatrie und Rehabilitation wird ein striktes Kosten- und Leistungscontrolling 
durchgeführt. Hierbei werden die Kosten- und Leistungsdaten der Spitäler und Kliniken regelmässig 
mit dem Ziel analysiert, einerseits die Einhaltung der Leistungsaufträge zu kontrollieren (und bei 
Leistungen ausserhalb des auf den Spitallisten definierten Leistungsauftrags konsequent die Be-
handlungskosten zurückzufordern), und andererseits die Fallzahlentwicklung engmaschiger zu ver-
folgen und gegebenenfalls zu intervenieren. Besonderes Augenmerk wird auf jene Fachgebiete ge-
legt, bei denen die Gefahr eine angebotsinduzierten Mengenausweitung besteht (wie zum Beispiel 
gewisse operative Eingriffe in der Urologie und der Wirbelsäulenchirurgie). Denkbar ist auch, im 
Rahmen dieses Monitorings vermehrt mit den Krankenversicherern zusammenzuarbeiten, weil auch 
diese ein Interesse daran haben, die Kostenentwicklung im stationären Bereich zu überwachen. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 
  

Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.3 Spitalambulante Leistungen 
Die Spitäler und Kliniken auf der Spitalliste werden innerhalb der Leistungsaufträge dazu verpflichtet, 
alle Leistungen, bei denen eine ambulante Behandlung möglich ist, in der Regel auch ambulant zu 
erbringen. Auch hier ist eine Zusammenarbeit mit den Krankenversicherern wünschenswert. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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6.4 Eigentümerschaft der Kantonsspitäler 

Der Kanton schöpft die bestehenden Möglichkeiten bei der Führung der Spitalaktiengesellschaften 
konsequent aus und erweitert die Steuerungsinstrumente im Rahmen der Eigentümerstrategie bei 
Bedarf. Gleichzeitig befördert er bei den akutsomatischen Kantonsspitälern Aarau und Baden Mass-
nahmen zur Koordination, Konzentration und Synergienutzung im Sinne des geplanten Kompetenz-
zentrums Akutmedizin. Er überprüft die Wirksamkeit der Massnahmen insbesondere mit Blick auf die 
Erstellung der Spitalliste sowie die Tarifgestaltung und prüft bei ungenügendem Erfolg gesetzgeberi-
sche Massnahmen. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strategie 7: Langzeitversorgung 

Im Kanton Aargau bestehen für Menschen in Lebensabschnitten mit Pflege- und Betreuungsbedarf 
integrierte, regionale und kostengünstige Versorgungs- und Betreuungsstrukturen. Die Strukturen 
richten sich nach dem aktuellen Bedarf. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
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Strategische Schwerpunkte: 
 
7.1 Selbstorganisation durch Regionalplanungsverbände 
Die Sicherstellung von bedarfsgerechten Angeboten erfolgt regional. Jede Region erstellt hierbei  
eine Planung, die unter Einbezug von fachlicher Methodik und Kriterien nachvollziehbar ist und auf 
einem eigenen regionalen Richtwert basiert. Der Kanton unterstützt die Regionalplanungsverbände 
mit Datengrundlagen und Beratung, genehmigt die nachvollziehbaren und fachlich korrekten Regio-
nalplanungen und berücksichtigt diese bei Bewilligungsverfahren und Pflegeheimlisten.  Darüber 
hinaus unterstützt der Kanton die Gemeinden und Regionen mit dem kantonalen Versorgungsbericht 
und aktuellen Kennzahlen. Der Kanton unterstützt die Gemeinden in der Kostenkontrolle. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7.2 Selbstbestimmung und soziale Integration 

Die Menschen im Kanton Aargau sind dazu befähigt, eigenverantwortlich auf die integrierten, regio-
nalen und kostengünstigen Versorgungs- und Betreuungsstrukturen zuzugreifen und möglichst lange 
ambulante Angebote zu nutzen. Damit haben sie die Möglichkeit, auch in Lebensabschnitten mit 
Pflege- und Betreuungsbedarf ein selbstbestimmtes und sozial integriertes Leben zu führen. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 18 von 20 
 

 

7.3 Demenzielle Erkrankungen 
Im Sinne einer bedarfsgerechten Versorgung stehen den an Demenz erkrankten Menschen und 
ihren Angehörigen angemessene Versorgungsangebote entlang der gesamten Versorgungskette in 
der Langzeitpflege und -betreuung zur Verfügung. Von Demenz betroffene Menschen und ihre An-
gehörigen haben die Möglichkeit, sich ausreichend über den Krankheitsverlauf und die damit ver-
bundenen Einschränkungen zu informieren. Hierfür bestehen regionale Anlauf- und Beratungsstel-
len. Diese dienen zur Information der betroffenen Personen und ihrer Angehörigen über das Angebot 
der vorhandenen Dienste sowie der Beratung und Vermittlung der benötigten Dienstleistungen. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strategie 8: Gesundheitsförderung und Prävention 

Die Menschen im Kanton Aargau sind dazu befähigt, ihre Gesundheit zu fördern. Die Entstehung 
und Verbreitung übertragbarer und nicht-übertragbarer Krankheiten werden mittels präventiver Mas-
snahmen begrenzt. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 19 von 20 
 

 

Strategische Schwerpunkte: 
 
8.1 Infektionskrankheiten 
Zur Verhinderung des Auftretens respektive der Ausbreitung von übertragbaren Krankheiten ergreift 
der Kanton geeignete Massnahmen. Diese liegen einerseits in der Überwachung der übertragbaren 
Krankheiten in Kooperation mit Dritten und andererseits in der Einleitung von Umgebungsuntersu-
chungen und Umgebungsprophylaxe oder Beratung. Darüber hinaus kann durch die Erhöhung der 
Durchimpfungsrate oder das Betreiben eines Impfdiensts die Rate von Infektionskrankheiten gesenkt 
werden. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8.2 Chronische Erkrankungen 
Durch die Entwicklung und Umsetzung von geeigneten Programmen werden die häufigsten Ursa-
chen für die Entstehung chronischer Krankheiten bekämpft. Hierfür werden aufeinander abgestimmte 
und aufeinander aufbauende Schwerpunktprogramme, welche die gesamte Lebensspanne abde-
cken und Querschnittsthemen (zum Beispiel psychische Gesundheit) miteinbeziehen, unterstützt. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 20 von 20 
 

 

8.3 Gesundheitskompetenz  
Durch die Entwicklung von Materialien, die Konzeption von Schulungen, Weiterbildungen und Projek-
ten werden relevante Akteure im Kanton Aargau unterstützt, die Gesundheitskompetenz ihrer Ziel-
gruppen zu stärken. Hierbei kann es sich beispielsweise um Weiterbildungen für Hausärzte, Projekte 
für chronisch Erkrankte, Lehrmaterialien für Schulen oder Projekte in Betrieben handeln. Die Vernet-
zung von Akteuren in den verschiedenen Settings und die zielgruppengerechte Information der ent-
sprechenden Organisationen wird angestrebt. 
 

 Zustimmung 
 eher Zustimmung 
 eher Ablehnung 
 Ablehnung 
 keine Stellungnahme 

 
Bemerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3.  Allgemeine Bemerkungen 
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	Kategorie: Politische Partei
	Name_Organisation: FDP.Die Liberalen
	Kontaktperson: Martina Sigg
	Kontaktadresse: Oberdorfstr. 27
	PLZ, Ort: 5107 Schinznach-Dorf
	Telefon: 056 443 12 72
	E-Mail: martina.sigg@bluewin.ch
	Bemerkungen_1_BZ: Dies entspricht einem liberalen Ansatz.
Allerdings vermissen wir konkrete Handlungsfelder und Zuständigkeiten. Die Finanzierung erfolgt nur durch die Strategie 8, Präventionsmassnahmen.
Wir sind überzeugt, dass es auch finanzielle Anreize braucht, um eine höhere Selbstkompetenz und ein kostengünstigeres Verhalten zu erreichen. 
Fördern und Fordern: gesundheitsförderliches und präventives Verhalten sowie Kostensensibilität sollen nicht nur gefördert sondern auch gefordert werden.
	Versorgungszielsetzung: Ablehnung_1_VZ
	Befähigungszielsetzung: Zustimmung_1_BZ
	Bemerkungen_1_VZ: Diese Zielsetzung sagt so zu wenig aus und ist zu wenig griffig.
Die Strukturen im aargauischen Gesundheitswesen sollen eine effiziente, qualitativ gute  Versorgung in einem optimalen Kosten-Nutzen-Verhältnis ermöglichen.
Folgende Fragen müssen beantwortet werden:
Wohin soll die Gesundheitsversorgung im Kanton Aargau? Streben wir nach einer Grundversorgung für alle? Wo soll Spitzenmedizin, hochspezialisierte und spezialisierte Medizin stattfinden?
Wo stehen wir im interkantonalen Vergleich? Wie positioniert sich der Aargau im interkantonalen Wettbewerb (insbesondere für die Rehabilitation)?
Wie soll interkantonal zusammengearbeitet werden? 
Die FDP Aargau fordert schon lange interkantonale Zusammenarbeit und Versorgungsstrukturen.
Im Anhörungsbericht fehlt das Zahlenmaterial bezüglich Versorgung und detaillierte Analysen. Deshalb entsteht der Eindruck, dass die vorgeschlagenen Massnahmen und Strategien konzeptlos sind. Führungsinstrumente fehlen, da wissenschaftlich fundierte Analysen fehlen.
Wir fordern:
- Versorgungsbericht (auf ihn wird zwar hingewiesen, doch ist er zum Zeitpunkt der Vernehmlassung nicht verfügbar). Wie ändern sich die Patientenströme und wo gehen sie hin?
- Spitalmonitoring
- Detaillierte Analyse der Notfallversorgung
- Detaillierte Analyse der ambulanten Versorgung
- Zahlenmaterial bezüglich Langzeitversorgung


	Bemerkungen_1_FZ: Wie lehnen aber die Formulierung in der übergeordneten Strategie ab: "bestmögliche Gesundheit mit den politisch zur Verfügung stehenden Mittel": es geht nicht darum, was politisch eingesetzt werden kann. Es sind immer die Finanzen der Bürgerinnen und Bürger, seien es die Steuergelder oder die Krankenkassenprämien oder die Selbstbeteiligung. 
Die zentrale Forderung muss stets das beste Kosten-Nutzen-Verhältnis sein.
Diese Zielsetzung sollte mit einem Zeitplan versehen sein.
Es fehlt eine fundierte, wissenschaftlich basierte  Analyse der Steigerung der Gesundheitsausgaben. 
- Welche Kostensteigerungen wurden ursprünglich angenommen?
- Welche sind tatsächlich eingetreten? 
- Wo sind sie eingetreten?
- Welche Auswirkungen (je: ambulant / stationär) lässt sich auf die Demographie (Zuwanderung, Alterung) zurückführen?
- Welche Auswirkungen lassen sich auf die Medizinaltechnik zurückführen?
- Welche Auswirkungen auf die Zunahme gewisser Krankheiten (Demenz?)
- Wo sind Überbehandlungen/Mengenausweitungen feststellbar?
Ohne Detailanalyse zu den erwähnten Entwicklungen lässt sich die Frage nach kostendämpfenden Massnahmen ohne unerwünschte Nebenwirkungen gar nicht oder schlecht beantworten.  Zudem bleibt unklar, was in diesen Bereichen vom Kanton autonom überhaupt beeinflusst werden kann

	Bemerkungen Strategie 1: Die integrierte Versorgung ist für die Weiterentwicklung des Gesundheitswesens ein wichtiger Aspekt. Dem Kanton kommt hier aber höchstens eine initiierende, koordinierende und begleitende Funktion zu.
Die vielen Projekte des MIVAG sind schnellst möglich zu reduzieren und zu konkretisieren. Vieles lässt sich vermutlich durch eine konsequente Förderung und Umsetzung von eHealth erreichen.
Ein klarer Zeitplan fehlt.
	Bemerkungen 1: 
	1: 
	2: es ist fragwürdig, warum gesetzliche Grundlagen für Pilotprojekte geschaffen werden müssen. Die Zusammenarbeit mit den Krankenkassen, die selber sehr viele Versorgungsmodelle austesten, ist hier zentral. Der Kanton soll koordinierend wirken.
	3: 

	Bemerkungen Strategie 2: 
	Bemerkungen 2: 
	1: Sinnvoller wäre die Verknüpfung der Ausbildungsverpflichtung mit einem Listenplatz auf der Spitalliste. Eine Ausweitung auf private Unternehmen wie Arztpraxen, Apotheken lehnen wir ab 
Keine weiteren bürokratischen Massnahmen.
	2: zu bürokratisch. 
Bringt den einzelnen Betrieben nichts - sie werden ja schon belohnt dadurch, dass ihr Personal länger im Arbeitsprozess verweilt. 
	3: auch hier ist die Notwendigkeit einer Pilotnorm fragwürdig, da die Bundesgesetzgebung ja bereits Rahmenbedingungen geschaffen hat.
Zentral wichtig ist die Verantwortlichkeit. Kompetenzen dürfen nur übertragen werden, wenn sie mit der Verantwortung verknüpft sind.
	4: Der Kanton hat hier keinen Handlungsspielraum. Ärztliche Ausbildung muss an den Hochschulen gefördert werden. Der Kanton kann höchstens Hand bieten, mit den Universitäten zusammenzuarbeiten, um attraktive Ausbildungsplätze anzubieten.
Ärztliche Weiterbildung gehört dagegen sicherlich auch in die kantonale Aufgabe.

	Bemerkungen Strategie 3: Ablehnung in dieser Form.
Die Kantone haben bis heute hinlänglich bewiesen, dass sie nicht in der Lage sind, den Akutbereich adäquat zu planen. Als Eigentümer von Spitalbetrieben, als Leistungsbesteller und als Regulator/Tarifgenehmiger versagt diese Planung regelmässig auf Grund der mit der Mehrfachrolle verbundenen Interessenkonflikte. 
Eine Planung und Steuerung des ambulanten Bereiches ist darum solange abzulehnen, als der Kanton im Bereich der wesentlichen kostenintensiveren Akutversorgung kläglich versagt.


	Bemerkungen 3: 
	1: Dieser Vorschlag ist zu bürokratisch / planwirtschaftlich.
Die Steuerung soll hauptsächlich über die Qualität erfolgen.
Es fehlt ausreichendes Zahlenmaterial, das diese Steuerung so zulässt.
Offen ist, ob die Kantone im Rahmen der laufenden KVG-Teilrevision überhaupt Kompetenzen zur Zulassung und Einschränkung von Leistungsanbietern erhalten.  
	2: 

	Bemerkungen Strategie 4: 


	Bemerkungen 4: 
	1: Zum Notarztsystem: dies soll auf der „grossen Achse“ (Baden, Aarau) eingeführt werden. Es muss aber kostendeckend sein. Die betreffenden Ärzte sind nur auf Abruf, d.h. sie warten nicht irgendwo auf einen Einsatz, sondern werden anderswo eingesetzt, von wo sie bei Bedarf zum Einsatz gehen können. In den anderen Regionen funktioniert das Notarztsystem mit dem Helikopter.


	2: Das Rettungswesen soll, genauso wie die 24 Stunden Notfallstation, auf keinen Fall mit einem Platz auf der Spitalliste verknüpft werden.
Dies verteuert regionale Strukturen unnötig und erreicht keine qualitative Verbesserung.
	3: siehe 4.1
zu teuer.

	Bemerkungen Strategie 5: Menschen, die am Schluss ihres Lebens eine palliative Versorgung benötigen, sollen in Würde sterben können. Dazu sind verschiedene, den unterschiedlichen Bedürfnissen angepasste Strukturen notwendig. Menschen sollen am Schluss ihres Lebens nicht hin und her geschoben , v.a sollen teure Notfalleinweisungen in ein Spital vermieden werden. Dies ist hauptsächlich ein Grundversorger-Thema und nur in wenigen Fällen (ca. 10%) spezialisierte Versorgung. Deshalb muss es v.a. darum gehen, die Grundversorger (v.a. Ärzte, Spitex) zu unterstützen. Eigentliche Palliative-Care-Zentren könnten z.B. einen Telefondienst für Grundversorger anbieten.

Die vorgeschlagene Lösung mit den mobilen Diensten ist teuer und so bis jetzt politisch nicht diskutiert. Satt neue Strukturen aufzubauen, sind bestehende, funktionierende Systeme zu stärken. Auf mögliche Zusammenarbeit mit anderen Organisationen, die sich in diesem Gebiet bereits etabliert haben, wird in der vorgeschlagenen Fassung nicht eingegangen. Dies ist falsch, denn hier kann auf einen grossen Erfahrungsschatz zugegriffen werden

	Bemerkungen 5: 
	1: Wir stimmen nur zu, wenn aufgezeigt werden kann, wie diese mobilen Dienste die Grundversorger unterstützen. Wichtig ist die Nutzung bestehenden Knowhows und die kreative Nutzung bestehender Strukturen, dann kann u.U. auf einen flächendeckenden Aufbau neuer und teurer Strukturen verzichtet werden.
Palliative Care gehört zur Grundversorgung und nur in wenigen Fällen zur spezialisierten Medizin. Die Spitexorganisiationen im Kanton werden stets grösser, deshalb werden sie auch Spezialistinnen einstellen, z.B. Onkoschwestern. 
s. auch allg. Bemerkungen Strategie 6
	2: 
	3: keine Staatsaufgabe

	Bemerkungen Strategie 6: Hier entsteht insgesamt der Eindruck, dass der Kanton das Rad am liebsten zurückdrehen würde, die ganze Versorgung unter seinen Lead stellen und steuernd und planend über seine drei Kantonsspitäler die ganze Akutversorgung dirigieren möchte. Dazu fehlen aber detaillierte Analyse der Kostensituation genauso wie die Zahlen des Versorgungsberichtes.
Die FDP.Die Liberalen Aargau ist klar für Konzentration und Kooperation der einzelnen Leistungserbringer, auch unter Einbezug überkantonaler Versorgungsstrukturen.
Regionale Strukturen sollen nicht um jeden Preis aufrecht gehalten werden. Vielfach wäre die Bevölkerung besser und bedarfsgerecht versorgt, wenn ökonomisch fallierende Regionalspitälern in Tageskliniken umgewandelt würden (analog medizinisches Zentrum Brugg).


	Bemerkungen 6: 
	1: Hier wird mehr oder weniger der Ist-Zustand beschrieben.
Siehe aber auch die Bemerkungen zur Versorgungszielsetzung.
	2: Einerseits tönt dies nach einem immensen Bürokratieaufbau, andererseits nach fast schon planwirtschaftlichen Zuständen.
Steuerung kann erfolgen aufgrund von fundierten Zahlen, die die notwendigen demografischen Rahmenbedingungen mit eingeschlossen haben.
Das neue Finanzierungssystem mittels DRG muss sich noch ein paar Jahre beweisen, d.h. es ist ein lernendes System, die Spielregeln müssen vielleicht noch angepasst werden, aber nicht ständig hinterfragt und neu erfunden werden.
	3: Dieses Problem ist aufgrund der Bundesgesetzgebung entstanden. Solange keine monistische Finanzierung stattfindet, kann es nicht gelöst werden. Einerseits darf der Staat nicht in die Kompetenz der Ärzte eingreifen, die entscheiden, welche Behandlungen ambulant und welche stationär ausgeführt werden, andererseits muss ein Weg gefunden werden, dass diese Entscheidung (ambulant oder stationär) auf keinen Fall von pekuniären Fragen überlagert werden darf.
In der Beantwortung der IP 14.189 wurde aufgezeigt, dass es zur Zeit nicht möglich ist, eine geeignete Datenbasis aufzubauen. Ohne diese kann kein Führungsinstrument erarbeitet werden.
	4: Auch hier: Die Funktionsweise des neuen Spitalfinanzierungssystems kann auf Grund der ersten 3 Jahre nicht beurteilt werden. Dass eines der Zentrumsspitäler defizitär ist und kostenseitige Massnahmen ergreifen muss, deutet eher darauf hin, dass das System funktioniert, als dass es nicht funktioniert. Die grossen Häuser werden auf Grund von betriebswirtschaftlich nicht mehr kostendeckenden Bereichen von sich aus zu verstärkten Kooperationen kommen (müssen). Die Motivation dazu muss aber v.a. betriebswirtschaftlich begründet sein.

Die Fusions- oder Zentralspital-Diskussion ein weiteres Mal und ohne bessere Datengrundlage politisch führen zu wollen, ist ambitiös. Die ganze Diskussion wird überlagert sein durch die Leistungsanalyse des Kantons. Ein solcher rein spargetriebener Ansatz führt aus Sicht einer interkantonal vergleichbaren und qualitativ guten Zentrumsversorgung zu keinen guten Resultaten. 

Die heutigen Interessenkonflikte des Kantons - er ist Planer, Leistungsbesteller, Eigentümer, Tarfigenehmiger und Regulator für die Spitäler - führt beim Kanton zu nicht nachvollziehbaren und widersprüchlichen Strategien und Entscheiden. Im Sinne einer Vorwärtsstrategie wäre der Verkauf der Kantonsspitäler eine mit der neuen Spitalfinanzierung systemkonforme, konsequente und kostengünstigere Strategie. Die Kantonsverfassung sieht richtigerweise für den Betrieb eigener Spitäler durch den Kanton auch nur eine "kann Formulierung" vor. 
 
Die Beantwortung der IP 15.77 der FDP Fraktion zeigt auf, dass der Kanton aber noch weit entfernt von möglichen Verkaufs-Strategien ist.

	Bemerkungen Strategie 7: Grundsätzliche Zustimmung zu Versorgungs- und Betreuungsstrukturen, die bedarfsgerecht sind und sich den demographischen Veränderungen flexibel anpassen. Der Kanton soll beraten, darf hier aber nicht übersteuern und soll auf Vorschriften, die die Institutionen mehr einengen als unterstützen (z.B. Richtstellenplan) verzichten.
Die Übergangspflege ist ein Bedürfnis, das bis jetzt im Kanton zu wenig abgedeckt ist. Sie wird immer mehr zu einer Herausforderung für Alters- und Pflegeheime, ohne dass geeignete Finanzierungsmöglichkeiten bestehen.
	Bemerkungen 7: 
	1: Der Kanton soll unterstützen, braucht aber nicht zu genehmigen, da die Gemeinden das finanzielle Risiko tragen.
	2: Speziell bei diesem Punkt muss auf Angehörigenhilfe und Freiwilligenarbeit eingegangen werden.
	3: Die Beachtung der Demenz als Herausforderung der Langzeitversorgung ist zwar zeitgemäss, doch gibt es noch viel mehr chronische Erkrankungen, die unser Gesundheitssystem wesentlich stärker belasten als die demenziellen Erkrankungen, z.B. Diabetes, Rheuma. 
Wieso gibt es also eine eigene Strategie Demenzielle Erkrankungen, aber z.B. keine zur Sucht. Sinnvoller wäre es, eine Strategie aufzunehmen zur Unterstützung der Angehörigen chronisch Erkrankter. Dort könnten Punkte wie aufsuchende Beratung, erweiterte Spitex etc. behandelt werden.

	Bemerkungen Strategie 8: Für eine wirksame Präventionspolitik mit entsprechenden Massnahmen fehlen in absehbarer Zukunft die Finanzen.
	Bemerkungen 8: 
	1: 
	2: 
	3: 

	Allgmeine Bemerkungen: Dieser Neuauflage der Gesundheitspolitischen Gesamtplanung fehlt eine fundierte auf den Kanton und seine Versorgung fokussierte Analyse des Ist-Zustandes. Es ist inakzeptabel, Strategien, Handlungschwerpunkte und Massnahmen ohne Datenbasis zu formulieren und ins Auge zu fassen.  Grundsätzlich fehlen der GGPL 2025 und den darin vorgeschlagenen Strategien über weite Strecken klare Aussagen zu den Führungsinstrumenten, wir vermissen Angaben von Zuständigkeiten, es fehlen Aussagen zu den Finanzierungsgrundlagen und wir vermissen bei den einzelnen Strategien und Massnahmen Zeithorizonte für die Zielerreichung. 

Wir weisen darauf hin, dass speziell im stationären Bereich eine Beurteilung der Funktionsweise der neuen Spitalfinanzierung noch gar nicht möglich ist, weil die Systemänderung zu wenig lange (2012)  wirksam ist. Deshalb kann ein Grossteil der Massnahmen/Schwergewichte so nicht unterstützt werden. Wir empfehlen eine Weiterarbeit auf Basis der GGPL 2010, bis 
- ausreichend Erfahrungen mit der neuen Spitalfinanzierung 
- spezifisch für den Aargau und seine Versorgungssituation aufbereitetes Datenmaterial vorliegt. 

Die neue Struktur der GGPl ist zwar bestechend einfach, doch besteht die Gefahr, dass wichtige Aspekte verloren gehen. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die regierungsrätliche Beantwortung des Postulates 14.144 zur Suchthilfe. Das Postulat wurde abgeschrieben mit der Bemerkung, dass das Gesamtkonzept in der GGPl dargestellt wird. Der Themenbereich Sucht wird aber nur in einem Satz erwähnt.

Die GGPl muss grundlegend überarbeitet werden. Als Strategiepapier muss sie viel greifbarer, konkreter werden und darf sich nicht hinter Plattitüden verstecken.


